
9 – 2013 Deutsche Polizei  1

THÜRINGEN

LANDESJOURNAL
KOMMENTAR

Die Schnürsenkel sind noch gut!
„Privat hätte man so schlichtweg nicht gebaut!“ Von Marko Grosa, Landesvorsitzender

Fast ein Jahr nach der Eröffnung 
der Landeseinsatzzentrale sind wir 
als Bezirkspersonalrat nun so 
richtig in der Mitbestimmung. 
Einiges an Beteiligungsfragen ist da 
im Vorfeld wohl schiefgegangen und 
heute zeigt man sich verwundert, 
warum so profane Dinge wie 
beispielsweise der behindertenge-
rechte Arbeitsplatz in der Einsatz-
zentrale erst kurz vor der Fertigstel-
lung vermisst und eingefordert wird. 

Als Personalräte wur-
den wir jedoch nicht ge-
fragt, obgleich der Neu-
bau einer uneinge-
schränkten Mitbestim-
mung unterlag. Der 
Kardinalsfehler bestand 
wie anfangs auch schon 
bei OPTOPOL darin, 
dass man die regelmäßi-
ge Teilnahme eines ein-
zelnen Beamten, der zu-
fälligerweise auch Mit-
glied im Hauptperso-
nalrat der Thüringer 
Polizei war, schon als 
ausreichende Mitbe-
stimmung verstand und 
deshalb die ordentliche 
Beteiligung der tatsäch-
lich zuständigen Gremien einfach un-
terließ. Heute können wir in dem erst 
vor wenigen Monaten geschaffenen 
Bezirkspersonalrat auch nicht mehr 
alles heilen, was man sonst eigentlich 
schon lange vor dem Baubeginn am 
Planungspapier einfordern würde. 
Was bleibt, ist wiedermal ein Kom-
promiss. Dennoch lernen wir zwi-
schenzeitlich damit zu leben, dass be-
stimmte Dinge nun erst in einer auf-
gegebenen Frist nachgebessert wer-
den können. Dazu gehört die Barrie-
refreiheit, zu dessen Gewährleistung 
ein öffentlicher Bauherr nun einmal 
gesetzlich verpflichtet ist. In Anbe-
tracht der Gesamtliegenschaft sind 
die Anmerkungen eines Personalra-

tes zur Landeseinsatzzentrale jedoch 
nahezu marginal. Im Mittelpunkt al-
ler Betrachtungen steht die nicht nur 
gewerkschaftliche Einschätzung: 
„Privat hätte man so schlichtweg 
nicht gebaut!“ Betrachtet man bei-
spielsweise die bleibend alte Dach-
eindeckung oder die unberührten al-
ten Gebäudeteile. So ist man von der 
Begrifflichkeit des Flickwerkes nicht 
weit entfernt. Dies hört man sogar bei 
Vorträgen von Vertretern des Thürin-
ger Landesamtes für Bau und Ver-
kehr heraus, die sich selbst ein biss-

chen für das Machwerk schämen und 
am liebsten gar nicht mehr lange mit 
diesem Bau in Verbindung gebracht 
werden wollen. Für etwas Ordentli-
ches war aber, wie so oft in der Thü-
ringer Polizei, wieder mal kein Geld 
da. Ein großer Teil ist schon dabei 
draufgegangen, die Rückseite des 
LEZ-Traktes mit der jahrzehntelang 
nachgerutschten Erde für die Bau-
maßnahmen überhaupt zugänglich 
zu machen, zu sichern und trockenzu-
legen. Bei der haushälterischen Un-
terlegung politisch so wichtiger Vor-
haben wie der Landeseinsatzzentrale, 
fragen wir uns aber schon, wann wir 
jemals Geld bekommen, um die nö-
tigsten Sanierungen des Hauptge-

bäudes anzugehen? Die Heizkörper 
frieren im Winter mit uns gemeinsam, 
in Größenordnungen fehlen an sehr 
vielen Büroräumen Türen zum Flur 
und fast alle Stromkabel tragen histo-
rischen Charakter. So hatte man beim 
Bau der LEZ beispielsweise ganze 
Stromkabelbündel gefunden, bei de-
nen nicht geklärt werden konnte, wo-
hin sie führen. Die Entscheidung war 
pragmatisch: „Wir schneiden sie ein-
fach durch und warten mal ab, wer 
sich meldet?“ Wahrscheinlich arbei-
ten die Kollegen am anderen Ende 

der Leitung heute dann 
wirklich nicht mehr, denn 
es hat sich niemand ge-
meldet.

Die Einschätzung eines 
Schusters zu einem ver-
gleichbar großen Schuh 
wie der Landespolizeidi-
rektion würde wahr-
scheinlich lauten: „Wir 
brauchen nur neue Soh-
len, neues Leder und 
neue Nähte, die Schnür-
senkel sind noch gut!“ 

Bei unserer Besichti-
gung der Zitadelle Pe-
tersberg fiel die Riesen-
kaserne ins Auge, die 
man uns auch als Dienst-
gebäude hätte anbieten 
können. Mal abgesehen 

von dem dort noch fehlenden An-
strich, der ohnehin nur vom maro-
den inneren Zustand ablenkt, 
scheint der anstehende Sanierungs-
bedarf vergleichbar zu sein. 

Das sind bislang aber rein bauseitig 
bestehende Betrachtungen. Für noch 
spannender hält die GdP die Frage, wie 
wir mit nur 2/3 des Personals, welches 
vergleichbare Länder in ihren Landes-
einsatzzentralen nur für die regionalen 
Polizeiaufgaben vorhalten, in Thürin-
gen auch noch den FLD des TLKA er-
setzen wollen? Von behördlicher Seite 
höre ich da oft ein Problem des zu ho-
hen Anteils am mittleren Dienst. Das 
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sieht die GdP aber als das kleinste Pro-
blem an. Wir wissen um die hohe Qua-
lität unseres mittleren Dienstes, der 
sich sehr wohl auch für die Aufgaben 
eines Lagezentrums der Landesregie-
rung eignet. Die nicht vorhandene An-
zahl der Beamten wird die wirklichen 
Schwierigkeiten bereiten!

Stärkeprobleme begegnen uns 
aber allerorts, so wie auch die Viel-
falt von Soll- und Ist-Zahlen. Ver-

mutlich wird dabei nicht immer 
gleich verstanden, was das „IST“ 
eigentlich ist. Gewerkschaftlich er-
kennen wir die Unterschiede der 
uns präsentierten Zahlen und genie-
ßen sie deshalb mit Vorsicht. Soll 
man beispielsweise wirklich glauben, 
dass Erfurt zu über hundert Prozent 
besetzt ist und das auch andere Poli-
zeidienststellen bald wegen personel-
ler Überfüllung klagen werden?

Gut ist in jedem Fall die Erstel-
lung einer Matrix, um überhaupt 

alle Verwendungswünsche unserer 
Kolleginnen und Kollegen einmal zu 
kennen und zu bündeln. Nur so 
kann man berücksichtigen, wer von 
welcher Behörde wohin wechseln 
will, um mit den Absolventen der 
Ausbildungsstätte nicht nur Löcher 
zu stopfen. Möglicherweise sind 
nun auch die Zeiten vorbei, in de-
nen man die Zuweisungszahlen an-
stelle des  tatsächlichen Bedarfes 
nur an der Lautstärke der Behörden-
leiter festmachte.

IN EIGENER SACHE

SEPA – Was ist das eigentlich?
Liebes GdP-Mitglied, 

sicher hast Du schon davon gehört, 
dass es eine neue EU-Gesetzgebung 
zur Vereinheitlichung der Bankge-
schäfte gibt. Davon ist jede Institution 
und jedes Unternehmen betroffen, 
somit auch unsere Gewerkschaft. Wir 
werden daher ab 1. November 2013 
die SEPA-Lastschrift zum Einzug der 
Mitgliedsbeiträge nutzen. 

Für uns bedeutet dies, dass alle bei 
der GdP gespeicherten Kontodaten 
auf ihre Richtigkeit zu prüfen sind 
und ein Abgleich mit den entspre-
chenden Daten der Beitrittserklärun-
gen vorzunehmen ist. Wir benötigen 
deshalb von Dir ein sogenanntes 
Kombimandat. Mit diesem Mandat 
bestätigst Du uns, mit Deiner Origi-
nalunterschrift, den Beitritt zur Ge-
werkschaft der Polizei und erteilst 
uns die Einzugsermächtigung des 
Mitgliedsbeitrages.

Wir haben festgestellt, dass nach 
einem Zeitraum von 23 Jahren viele 
Daten veraltet sind und überarbeitet 
werden müssen. Die zum Zeitpunkt 
der Beitrittserklärung erteilte Ein-
zugsermächtigung ist evtl. aufgrund 
einer in der Vergangenheit erfolgten 
Kontoänderung nicht mehr gültig 
oder es wurde ein Wechsel von einem 
anderen Landesbezirk nach Thürin-
gen vollzogen oder die Beitrittserklä-
rung wurde über den GdP-Webserver 
Bund ausgefüllt und trägt somit keine 
Originalunterschrift. Um das Kombi-
mandat von Dir zu erhalten, wurden 
jedem Mitglied ein Informations-
schreiben sowie ein entsprechendes 
Formular mit der Bitte zugestellt, die 
darin enthaltenen Angaben zu prü-
fen, wenn erforderlich diese zu aktua-
lisieren und im Original unterschrie-
ben an die Geschäftsstelle zurückzu-
senden. Sollten Mitglieder dies noch 
nicht getan haben, bitten wir um zeit-
nahe Nachricht an uns. Wir werden 
die Daten ausschließlich zum o. g. 
Zweck nutzen und diese nicht an 
Dritte weitergeben.

Mit freundlichen Grüßen 
Dein GdP-Team

LB Thüringen

Die Abkürzung SEPA steht für 
Single Euro Payments Area, zu 
Deutsch Einheitlicher Euro-Zah-
lungsverkehrsraum. Kurz gefasst, 
soll der Zahlungsverkehr europa-
weit harmonisiert und mit einheitli-
chen Zahlungsprodukten – wie 
Überweisungen und Lastschriften – 
abgewickelt werden. Das bedeutet, 
dass innerdeutsche Zahlungen 
ebenso wie grenzüberschreitende 
Zahlungen innerhalb der Europäi-
schen Union künftig nach densel-
ben „Spielregeln“ abgewickelt 
werden. So kann zum Beispiel die 
Miete für das Ferienhaus an der 
französischen Atlantikküste mit 
dem SEPA-Verfahren nach Frank-
reich überwiesen oder per Last-
schrift bezahlt werden, wobei die-
ses Verfahren zugleich auch für alle 
Zahlungen in Deutschland genutzt 
werden können.

Die SEPA-Überweisung und das 
SEPA-Lastschriftverfahren werden be-
reits am Markt angeboten. Sie spielen 
bisher allerdings in der Praxis nur bei 
grenzüberschreitenden Zahlungen 
eine Rolle; für Zahlungen innerhalb 
Deutschlands nutzen die Kunden wei-
terhin ganz überwiegend das deut-
sche Lastschriftverfahren und für 
Überweisungen die Kombination aus 
Bankleitzahl und Kontonummer.

Um das kostenintensive Nebenein-
ander von nationalen Zahlungsver-
kehrsprodukten und den SEPA-Pro-
dukten zu beenden und um alle 
Zahlungen in der Europäischen Union 
schneller zu machen, hat die Europäi-
sche Kommission im Dezember 2010 
einen Vorschlag für eine EU-Verord-
nung auf den Weg gebracht. Damit 
strebt die Kommission die Vereinheit-
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lichung des Zahlungsverkehrs – zu-
nächst für Eurozahlungen – in Europa 
an. Der Kommissionsvorschlag sieht 
zugleich vor, dass die SEPA-Produkte 
an die Bedürfnisse von Kreditwirt-
schaft und Kunden 
angepasst werden.

Welche Auswir-
kungen hat SEPA 
für die Teilnahme 
der Kunden am 
Zahlungsverkehr?

Statt Kontonum-
mer und Bankleitzahl 
sollen künftig nur 
noch IBAN und BIC 
zum Einsatz kom-
men. Es handelt sich 
hierbei um europa-
weit gültige Konto-
daten. IBAN steht für 
International Business 
Account Number (In-
ternationale Bankkon-
tonummer) und BIC 
für Business Identifier 
Code (Bank-Identifi-
zierungsziffer). Um 
Verwechslungen aus-
zuschließen, müssen 
IBAN und BIC Länderkennungen ent-
halten. Deshalb sind sie länger als die 
bisherigen Kontonummern und Bank-
leitzahlen. An eine gänzlich neue Zahl 
wird man sich allerdings nicht gewöh-
nen müssen: Die IBAN setzt sich neben 
der Länderkennung DE für Deutsch-
land aus der jetzigen Kontonummer 
und Bankleitzahl zusammen, nur noch 
ergänzt um eine zweistellige Prüfziffer.

Weitere Änderungen werden im Be-
reich des Lastschriftverfahrens erfol-
gen. Allerdings stehen Einzelheiten 
wegen der laufenden Verhandlungen 
noch nicht fest. Die Bundesregierung 

setzt sich nachdrücklich dafür ein, dass 
die Interessen der Endnutzer (Kontoin-
haber) gewahrt bleiben und die Um-
stellung nutzerfreundlich erfolgt.

Mandate und Einzugsermächti-
gung

Die bisher erteilte Einzugser-
mächtigung kann nicht zur Legiti-
mation bei SEPA-Lastschriften ver-

wendet werden. Erforderlich ist 
stets ein gesondertes SEPA-Mandat, 
da bei der SEPA-Lastschrift das Kre-
ditinstitut des Zahlers zur Kontobe-
lastung berechtigt sein muss. Bei 

der Einzugsermäch-
tigung hingegen 
ist nur der Zah-
lungsempfänger 
zum Einzug be-
rechtigt. 

Neben dem Na-
men und der Adres-
se muss auf dem 
SEPA-Formular nun 
auch die neue Gläu-
bigeridentifikations-
nummer des Anbie-
ters, dem das 
Mandat erteilt wur-
de, angegeben wer-
den und zudem, ob 
es sich um eine ein-
malige bzw. wie-
derkehrende Last-
schrift handelt. 
Vom Kontoinhaber 
sind Name, Adres-
se, Kontonummer 
und Unterschrift 
erforderlich. 

Jede Mandatserteilung erhält 
eine Referenznummer; anhand 
derer kann der Kunde genau 
nachvollziehen, auf welche Er-
mächtigung sich die Buchung be-
zieht. Und schließlich muss über 
die (verkürzte) Achtwochenfrist 
für die Beitragserstattung ab Be-
lastungsdatum eine Belehrung er-
folgen. 

 Foto: Große
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Unser Personalratsnetzwerk ist besser! 
Wir laden den höheren Dienst der GdP ein

Nicht erst auf dem Sommerfest im 
TLKA-Gelände wurde einem einmal 
mehr bewusst, dass die Trennschärfe 
längst verloren ist, wer im höheren 
Dienst zu wem hält und warum. Das war 
früher anders. Ob man sie brauchte oder 
nicht, hatte man stets beständige Lager 
mit bekannten unterschiedlichen Auffas-
sungen und es konnte nahezu nicht pas-
sieren, dass man versehentlich weit in 
ein anderes hineingeriet. Wie viele ehr-
liche und herzliche Kontakte pflegt ein 
höherer Dienst heute aber eigentlich 
noch und mit wem?

Es scheint, als traue keiner mehr dem 
anderen und wenn das Vertrauen einmal 
eine untergeordnete Rolle spielt, dann 
rückt ersatzweise sofort das „Nicht Gön-
nen“ in den Vordergrund. Besonders 
deutlich wird dies, wenn man mit diver-
sen Ausschreibungen interessanter 
Dienstposten auch noch Blut ins Haifisch-
becken kippt. Wie aber soll sich eine 
neue Führungskultur ohne Vertrauen 
und so einem hohem Maß an Neid, Hass 
und Missgunst entwickeln? Wo sind heu-
te Absprachen oder Zusagen noch etwas 
wert? Wenn sie aber nichts mehr wert 
sind, dann steht auch keiner mehr für den 
anderen ein. Es ist dann normal, dass 
letztlich jeder für sich ganz allein kämpft. 
Wendet man den Blick dann aber von 
dem nicht mehr intakten Netzwerk des 
höheren Dienstes der Thüringer Polizei 
ab, stellt man sehr schnell fest, dass unser 
GdP-Netzwerk dagegen außerordentlich 
gut funktioniert. Die vor zwei Jahren ge-
bastelten Intrigen einer kleinen Perso-
nengruppe, welche zur Spezies „Behör-
denleitervertreter“ zählten, sind lange 
Vergangenheit. Die Leute, die ihre per-

sönliche Auffassung, welche sich mit 
dem demokratischen Abstimmergebnis 
nicht deckte, gerichtlich oder mit Strafan-
zeigen geklärt haben wollten, gibt es bei 
uns auch nicht mehr! Wir haben ein inter-
nes Personalentwicklungskonzept und es 
gibt auch wieder ausreichend Nach-
wuchsfunktionäre, die sich bereit erklär-
ten, in Personalräten ganz vorn mitzuwir-
ken oder sich gar für diese Aufgabe 
freistellen zu lassen. Das war nicht immer 
so. Diesen Stand zu erreichen, bedurfte 
einer Vielzahl von Gesprächen und ge-
zielter Ansprachen, die es im höheren 
Dienst so wahrscheinlich längst nicht 
mehr gibt. Vielleicht ist der demokrati-
sche Ansatz, dem wir nun einmal unter-
liegen, auch ein deutlicher Vorteil. Unser 
Landesvorstand diskutiert und entschei-
det, wer ganz oben und wer in welcher 
Reihenfolge dahinterstehen soll. Das 
bringt eine größere Akzeptanz und vor 
allem keine Klagen. Wir bekommen fast 
keine Bauchschmerzen, wenn die vor-
ausgegangene Überlegung eines kleinen 
Arbeitsvorstandes im demokratischen 
Abstimmprozess des Landesvorstandes 
auch mal erhebliche Abweichungen er-
fährt. Manchmal ist es eben nicht die Be-
hörde, die man bei der Erstellung von 
Personalratslisten auf einem vorderen 
Platz ablehnt, sondern nur eine Person. 
Auch daraus müssen wir lernen und jede 
Kreisgruppe sollte fortan mehr als einen 
Kandidaten benennen, damit in solchen 
Fällen nicht die ganze Behörde von der 
Liste purzelt. Was wir mit viel Demokratie 
zwischenzeitlich geschaffen haben,  ist 
eine kleine Armee guter Personalräte, 
wie wir sie nicht immer hatten. Man 
funktioniert nicht nur zusammen sondern 

man steht füreinander ein und besetzt 
kraftvoll die Knotenpunkte unseres stabi-
len Netzwerkes. Ein solch gut ausgebau-
tes leistungsfähiges Netzwerk besitzt un-
ser höherer Dienst in der Thüringer 
Polizei gegenwärtig jedenfalls nicht! 

Es will sich zwar kein GdP-Funktionär 
die Behauptung anmaßen, diesen Zu-
stand ändern zu können, aber vielleicht 
können wir wenigstens Denkanstöße set-
zen und zum Neuaufbau eines weniger 
feindseligen Netzwerkes beitragen. Wir 
schauten dafür einen großen Bruder im 
Landesbezirk NRW über die Schulter. 
Dort existiert seit vielen Jahren ein „Ka-
minabend des höheren Dienstes der 
GdP“. Man verständigt sich dabei aber 
nicht nur über die Gewerkschafts- und 
Personalratsarbeit, sondern es wird ein 
Netzwerk von höheren Diensten ge-
pflegt, die in der GdP organisiert sind. 
Das käme letztlich auch unserem Lan-
desbezirk für so viele Fragen der Polizei 
zugute. Deshalb haben wir uns am Ter-
minkalender von Herrn Minister Geibert 
orientiert und den „Ersten Kaminabend 
des höheren Dienstes der GdP Thürin-
gen“ am 9. Oktober 2013 geplant. Er 
wird in der Erfurter Gaststätte „Wenige-
markt 13“ stattfinden

und alle in der GdP organisierten hö-
heren Dienste sind dazu herzlich eingela-
den. Nach ein paar begrüßenden Worten 
und einem gemeinsamen Abendessen 
stehen vor allem zwanglose Gespräche 
und der Erfahrungsaustausch im Vorder-
grund. Vielleicht könnte sich hieraus ei-
nes Tages ein neues Netzwerk der Thü-
ringer Polizeiführung entwickeln, von 
dem wir alle partizipieren.

Marko Grosa   
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NACHRUF

Wir nehmen Abschied von unserem Kollegen

Hartmut Baumbach
geb. 19. 10. 1950   10. 7. 2013
 
der nach einem schweren Verkehrsunfall von uns gegangen ist.

Kollege Baumbach arbeitete seit über 30 Jahren als unersetzlicher Beschäftigter im Einkleidungshaus der 
Thüringer Polizei. Hartmut Baumbach war ein anerkannter und geschätzter Mitarbeiter. Er war stets 
hilfsbereit und genoss das Vertrauen aller Kolleginnen und Kollegen. 
Unser tiefes Mitgefühl gilt seiner Ehefrau, dem Sohn und allen Angehörigen. Wir werden ihm stets ein 
ehrendes Andenken bewahren.

Wolfgang Gäbler   Hartmut Schaller   
Personalratsvorsitzender  stellv. Kreisgruppenvorsitzender

Y-Ausbildung für Thüringer Kriminalisten?
(WG) – Dass die sogenannte Y-

Ausbildung ein Thema für nicht 
alle Polizeibeamte wird, dieses 
zeigt die politische Ausrichtung 
unserer Regierung. Abgeordnete 
der Fraktion der FDP fragten bei 
der Landesregierung an, da am 18. 
April 2013 sich der Innenminister  
Jörg Geibert im Rahmen der Podi-
umsdiskussion beim Thema „Die 
Kriminalpolizei – ein Auslaufmo-
dell?“ einer spezialisierten Ausbil-
dung von Kriminalistinnen und 
Kriminalisten auf dem Wege einer 
sogenannten Y-Ausbildung sehr 
aufgeschlossen zeigte.

Die Antwort zeigt deutlich, dass 
die Intensionen der Gewerkschaft 
der Polizei derzeit von der Landes-
regierung getragen werden und 
anderweitige Umsetzungen  nicht 
vorgesehen sind. Die spezia- 
lisierte Ausbildung wird wie folgt 
dargestellt: „Gemäß § 16 der Thü-
ringer Laufbahnverordnung für den 
Polizeivollzugsdienst ergänzt sich 
der Kriminaldienst grundsätzlich 
aus geeigneten Beamten des uni-
formierten Dienstes. Die Gewin-
nung von qualifiziertem Personal 
erfolgt in der Regel aus dem Be-
reich der Schutzpolizei. Vor diesem 
Hintergrund findet die Ausbildung 
des gehobenen Polizeivollzugs-
dienstes der Thüringer Polizei lan-
desweit einheitlich statt. Die fachli-
che Spezialisierung erfolgt im Rah-
men einer ressortinternen und über-

greifenden Fortbildung. Der Freistaat 
Thüringen hat mit diesem Ausbil-
dungsmodell eine leistungsstarke 
und erfolgreiche Polizei aufgebaut. 
Die jährlich bundesweit ermittelten 
Aufklärungsquoten setzen im Län-
dervergleich ein sichtbares Zei-
chen.“

Die Landesregierung positionier-
te sich zur sogenannten Y-Ausbil-
dung im Bereich der Kriminalpoli-
zei: „Mit der Novellierung der Fach-
hochschulausbildung als Bachelor-
studiengang wurde die Möglichkeit 
geschaffen, im Rahmen von Wahl-
pflichtmodulen eine zielgerichtete 
Ausbildung gleichermaßen für die 
Schutz- und die Kriminalpolizei zu 
realisieren. Im letzten Ausbildungs-
abschnitt stehen den Studierenden 
derzeit die folgenden verwendungs-
orientierten Wahlpflichtmodule zur 
Verfügung: Kriminalfachlehrgang, 
Besondere Kriminaltaktik, Ermitt-
lungspraxis, Führung und Einsatz-
taktik im Außendienst, Führung und 
Einsatztaktik.“ Neben den kriminal-
polizeilichen Erfordernissen berück-
sichtigen die vorhandenen Rahmen-
bedingungen bereits den Grundge-
danken der Y-Ausbildung. 

Als weitere Überlegungen sei-
tens der Landesregierung wird un-
ter Berücksichtigung haushälteri-
scher Aspekte die Einstellung von 
externen Spezialisten für die Krimi-
nalpolizei bzw. das Landeskrimi-
nalamt geprüft. Dies betrifft insbe-

sondere die Bereiche Kriminaltech-
nik sowie Information und Kommu-
nikation.

Eine detaillierte Frage zur Ein-
stellung von Fachleuten im Jahr 
2013 und 2014 für die Kriminalpoli-
zei wurde wie folgt beantwortet: 
„Im Jahr 2013 sind die Einstellun-
gen von vier Sachbearbeitern (IT-
Architektur und Administration) im 
Landeskriminalamt für den Bereich 
Information und Kommunikation 
vorgesehen. Zudem ist beabsich-
tigt, einen wissenschaftlichen Mit-
arbeiter für Chemie und eine Büro-
sachbearbeiterin Labor für den Be-
reich Kriminaltechnik im Landes-
kriminalamt einzustellen. Für das 
Jahr 2014 sind derzeit keine Anga-
ben möglich.“

Die Aussage der Landesregie-
rung zeigt  deutlich, wohin der Weg 
gehen soll. Die  offene Diskussion 
für eine getrennte Y-Ausbildung 
soll derzeit nicht weiter verfolgt 
werden.
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Übertragung des Tarifergebnisses in …
… Sachsen

Das Tarifergebnis wird in Sachsen 
mit dem Gesetz zur Neuordnung des 
Dienst-, Besoldungs- und Versorgungs-
rechts im Freistaat Sachsen (Sächsi-
sches Dienstrechtsneuordnungsgesetz) 
auf die Beamten übertragen. Dabei er-
folgt keine zeit- und inhaltsgleiche son-
dern eine gestaffelte Übertragung. Be-
amte der Besoldungsgruppen bis 
einschließlich A 9 erhalten nicht zum 
1. Januar 2013, sondern zum 1. März 
2013 das Grundgehalt, den Familien-
zuschlag, die Amtszulage, den Anwär-
tergrundbetrag, Leistungsbezüge für 
Professoren und Überleitungszulagen 
um 2,65% erhöht. Beamte ab Besol-
dungsgruppe A 10 müssen auf diese 
Erhöhung bis zum 1. September 2013 
warten. Die Tarifbeschäftigten der 
Länder erhalten zum 1. Januar 2014 
eine weitere Erhöhung ihrer Bezüge 
um 2,95%. Die sächsischen Beamten 
warten alle gemeinsam noch bis zum 
1. April 2014. Für Versorgungsemp-
fänger gilt die Erhöhung analog.

Der Gesetzentwurf wurde am 
26. Juni 2013 in das Parlament einge-
bracht und am 26. Juni 2013 in erster 
Lesung an den Haushalts- und Fi-
nanzausschuss (federführend) und 
weitere Ausschüsse des Landtages 
überwiesen. Am 4. September 2013 
ist eine öffentliche Anhörung zum 
Gesetzentwurf geplant. Die zweite 
Lesung des Gesetzentwurfes könnte 
im Oktober-Plenum, die dritte und 
abschließende Lesung in der Land-
tagssitzung am 27./28. November 
2013 erfolgen. Im Vorgriff auf die spä-
tere gesetzliche Regelung könnte die 

Zahlung der erhöhten Bezüge bereits 
ab September 2013 erfolgen. Die 
Staatsregierung und die, die Staatsre-
gierung tragenden Fraktionen des 
sächsischen Landtages sind sich of-
fensichtlich hinsichtlich der Übertra-
gung des Tarifergebnisses einig. 

… Sachsen-Anhalt

Bereits am 16. April 2013 hat die 
Landesregierung Sachsen-Anhalt ei-
nen Gesetzentwurf zur Übertragung 
des Tarifergebnisses auf den Beam-
tenbereich vorgelegt. Dieser Gesetz-
entwurf sah vor, die Besoldung und 
Versorgung der sachsen-anhaltini-
schen Beamten zum 1. Juli 2013 um 
2,65% und zum 1. Juli 2014 um weite-
re 2,95% anzuheben. Gleichzeitig 
sollten die Anwärtergrundbezüge in 
zwei Stufen um 50 Euro bzw. 2,95% 
erhöht werden. Parallel sollte die Ein-
kommensgrenze für die vorüberge-
hende Erhöhung des Ruhegehaltssat-
zes von 400 auf 450 Euro angehoben 
werden. 

Der Landtag von Sachsen-Anhalt 
hat den Gesetzentwurf am 26. April 
2013 in erster Lesung beraten und 
an den Ausschuss für Finanzen 
überwiesen. Dieser hat in seiner 
Mai-Sitzung den Gesetzentwurf na-
hezu unverändert zur Beschluss-
empfehlung erhoben. Der Landtag 
ist in zweiter Lesung am 20. Juni 
2013 der Beschlussempfehlung des 
Ausschusses für Finanzen mehrheit-
lich gefolgt und das Gesetz wurde 
Anfang Juli im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Sachsen-
Anhalt veröffentlicht.

… Thüringen
Am 25. Juni 2013, also einen Tag 

bevor der Landtag in Sachsen-An-
halt das Gesetz beschlossen hat, 
überreichte auch die Thüringer Lan-
desregierung ihren Gesetzentwurf 
an den Thüringer Landtag. Nach 
dem Willen der Thüringer Landesre-
gierung sollen die Bezüge der Beam-
ten und Versorgungsempfänger zum 
1. Oktober 2013 zunächst um 2,45% 
und dann zum 1. August 2014 noch-
mal um 2,75% steigen. Vom Tarifer-
gebnis werden damit jeweils zu-
nächst 0,2% abgezogen. Diese 0,2% 
werden dem Thüringer Pensions-
fonds zugeführt. In Thüringen leis-
ten also die Beamten bereits einen 
Eigenbeitrag zur Finanzierung ihrer 
Pensionsansprüche. 

Der Thüringer Landtag hat den 
Gesetzentwurf am 11. Juli 2013 in 
erster Lesung beraten und an den 
Haushalts- und Finanzausschuss 
überwiesen. Dieser hat zunächst 
eine schriftliche Anhörung zum Ge-
setzentwurf beschlossen. Es er-
scheint möglich, dass der Haus-
halts- und Finanzausschuss und 
das Parlament sich im September 
abschließend mit dem Gesetzent-
wurf befassen wird und das Gesetz 
danach in Kraft tritt. Innerhalb der 
Thüringer Regierungskoalition gibt 
es auch wegen des Drucks der Ge-
werkschaften vereinzelt andere 
Auffassungen zum Zeitpunkt der 
Übertragung des Tarifergebnisses. 
Die SPD hat einen Beschluss, der 
die zeit- und inhaltsgleiche Über-
tragung des Tarifergebnisses vor-
sieht. Auf Initiative des DGB hatten 
sich mehr als 5400 Beamte mit ihrer 
Unterschrift für die zeit- und in-
haltsgleiche Übertragung des Tarif-
abschlusses ausgesprochen. Diese 
Unterschriften wurden während 
des Plenums an Landtagspräsiden-
tin Birgit Diezel (CDU) übergeben. 
Die Thüringer Beamten sehen dem 
Ausgang des Verfahrens gespannt 
entgegen, würden sie doch nach 
dem bisherigen Stand der Dinge im 
mitteldeutschen Vergleich am 
schlechtesten abschneiden.
   Edgar Große


